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Feststellung gemäß § 5 UVPG 

(Wintershall Dea GmbH) 
 

Bekanntgabe des LBEG vom 04.01.2021 
- L1.4/L67007/03-08_02/2020-0027 - 

 
 

die Firma Wintershall Dea führt den Bau einer Ölexportleitung vom Betriebsplatz Emlich-
heim zum Betriebsplatz Georgsdorf durch. Dazu sind Grundwasserhaltungsmaßnahmen 
notwendig. 
 
Es findet eine abschnittsweise Betrachtung der Wasserhaltungsmaßnahmen statt. In den 
einzelnen zu betrachtenden Abschnitten wird die Mengenschwelle von 100.000 m³ nicht 
überschritten. 
 
Die Grundwasserhaltung erfolgt zeitlich begrenzt nur innerhalb der Bauphase und nur bei 
Notwendigkeit im betroffenen Abschnitt ohne zeitliche Überlappung mit angrenzenden 
Bereichen. 
 
Der Standort des Vorhabens liegt auf dem Gebiet der Samtgemeinde Emlichheim (Ge-
meinden Emlichheim, Ringe Hoogstede) und der Samtgemeinde Neuenhaus (Gemeinde 
Osterwald) im Landkreis Grafschaft Bentheim. 
 
Gemäß Nr. 13.3.3 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung ist 
für das Entnehmen, Zutagefördern oder Zutageleiten von Grundwasser oder Einleiten von 
Oberflächenwasser zum Zwecke der Grundwasseranreicherung, jeweils mit einem jährli-
chen Volumen an Wasser von 5.000 m³ bis weniger als 100.000 m³, eine standortbezo-
gene Vorprüfung durchzuführen, wenn durch die Gewässerbenutzung erhebliche nach-
teilige Auswirkungen auf grundwasserabhängige Ökosysteme zu erwarten sind. 
 
Dazu hat die Vorhabenträgerin Unterlagen für die Durchführung einer standortbezogenen 
Vorprüfung gemäß Anlage 2 UVPG vorgelegt. 
 
Diese nach den Vorgaben der Anlage 3 UVPG vorgenommene Vorprüfung hat ergeben, 
dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung für das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist. 
 
Die einzelnen Gründe für die Entscheidung können im anliegenden Prüfvermerk eingese-
hen werden. 
 
Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. Sie ist nach § 5 Abs. 3 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar. 
 
 


